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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

In der Herbstsession 2021 befand der Nationalrat über ein vom Freisinnigen Philippe
Nantermod (fdp, VS) eingereichtes Postulat betreffend den Erwerb von Wohneigentum.
Der Postulant forderte vom Bundesrat eine Analyse bezüglich einer Reihe an geltenden
Massnahmen zur Sicherstellung der Kreditwürdigkeit von Privaten. Diese Massnahmen
waren ab 2012 eingeführt worden, da aufgrund des tiefen Zinsniveaus und des raschen
Anstieges der Wohneigentumspreise befürchtet worden war, dass eine Blase gebildet
und eine Immobilienkrise ausgelöst werden könnten. Konkret wurden die von der
Finanzmarktaufsicht als Mindeststandard anerkannten Richtlinien zur Kreditvergabe
verschärft, so dass potentielle Bezüger und Bezügerinnen von Hypothekarkrediten
beispielsweise mindestens 10 Prozent Eigenkapital aufweisen müssen. Der Postulant
begründete seinen Vorstoss damit, dass er es als nicht zwingend erachte, alle damals
getroffenen Massnahmen weiterzuführen. Diese seien nämlich ein «unüberwindbarer
Hemmschuh für Privatpersonen» – namentlich für junge Erwachsene, die heutzutage
ohne die «realitätsfremden Einschränkungen» ohne grosses Risiko Wohneigentum
erwerben könnten. 
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung, da er die Mindeststandards
weiterhin als wichtiges Element der Massnahmen zur Verhinderung von
Immobilienkrisen betrachtete. Zudem verfolge der Bundesrat die Entwicklungen auf
dem Immobilienmarkt genau und würde die Massnahmen lockern, wenn dies angezeigt
wäre, weshalb der geforderte Bericht keinen Mehrwert bringen würde. Eine Mehrheit
des Nationalrat schloss sich der Empfehlung des Bundesrates an und so lehnte die
grosse Kammer den Vorstoss mit 105 zu 78 Stimmen ab. Neben den geschlossen dafür
stimmenden Fraktionen der FDP und SVP stimmten einzig noch je ein Mitglied der
Mitte- und der SP-Fraktion für das Postulat. 1

POSTULAT
DATUM: 22.09.2021
ELIA HEER

1) AB NR, 2021, S. 1835
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